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Das Abgeordnetenhausund die

Militairfrage.
Wenn schon verschiedenePosten des Staatshaus-

haltsgesetzesfür 1867 bei der Berathung im Abge-
ordnetenhausezu sehr lebhaftenDebattenVeranlassung
geben, Und wenn auch die»eifrkvgenFreunde der Re-

gierung Ach und Weh schreien uber das Abgeordneten-
inins, welcheses wagt, einzelneForderungen der Regie-
kung zu streichen,so läßt sich doch erwarten, daß der

Hauptlampf erst bei dem 5))iilitair-Etat entbrennen wird,
Zudem es sich bei diesemgleichsamum die rechtliche
Anerkennung der Bitt-Eintr-Reorganisation
·;andelt.

Bis heute ist die Militairreorganisation noch nicht
gesetzlich feststehend».Das preußischeAbgeordneten-
Fjaushat stets die fur dieselbeim ordentlichenBudget
gefordertenSummen verweigert, und es hat auch
stets den Gesetzes-Vorlagen,welche eine Abänderungdes

Tsjesetzesvom Z. September 1814 bezweckten,seine
sienehmiguug versagt. Wie unsere Leser wissen,
Lstdies die Haupt-Ursachegewesen--daß seit einem Jahre
kein Staatshaushalts-Gesetz zu »Standegekommen und
eine budgetlose Verwaltung gefuhrt worden ist. Jetzt
sat nun die Volksvertretungder RegierungInder-mi-
tät für diesebudgetloseVerwaltung ertheilt, d. h,: sie
Ljat erklärt,keinerleiAnfprüchegegen die Minister wegen
Her ohne zu Grunde liegendes Etatsgesetzverausgabteu
"s·s)elderzu erheben, und »es sollnun mit dem Jahre
1867 wieder die durch ein zwischenden drei Factoren
der Gesetzgebungvereinbartes Staatshaushaltsgesetzge-
regelte Verwaltung beginnen. Das Abgeordnetenhaus
Lieräthjetzt das Budget, und wenn es in der Form,
wie es aus diesen Berathungen und der endgültigen
Beschlußfassunghervorgeht, die Zustimmung des Herren-
«)ausesund der Regierung findet, so kann wirklichdas

Fahr1867 das erste sein,für welches ein Budget recht-
zeitig festgestelltwird.

Aber um dieseBerathungen noch vor dem 1. Januar
1867 zu beenden, konnte man nicht vorher die Mili-

tairfrage regeln, und da die Regierung, wie seit

Jahren so auch diesmal, die ganze für die reorganisirte
Armee erforderlicheSumme im Ordinarium fordert, so
entsteht die Frage: soll das Abgeordnetenhaus,um nicht
den alten Streit von Neuem zu beginnen, diese ganze
Summe bewilligen,oder soll es, getreu dem so lange
verfochtenenPrinzip, die durch die Militair-Reorgani-
sation verursachtenMehrkostenstreichen?

Bewilligt das Abgeordnetenhauseinfach die ganze
geforderteSumme im Ordinarium, sowird dies so aus-

gelegt werden, als sei dadurch die Reorganisation mit

ihrer dreijährigen Dienstzeit und ihrer verlän-
gerten Reservezeit gesetzlichabgeschlossen,und die

großenLasten, welche jett das Militairbudget uns auf-
erlegt, werden dauernde ein, währendwir doch glaubten,
daß ein Theil auf die andern Staaten des norddeutschen
Bundes abgewälztwerden solle.

Um nun eine solche indirecte Anerkennungder Re-

organisation zu vermeiden, und der Regierung doch
keinen Grund zu geben, das Budget so, wie es aus den

Berathungen des Abgeordnetenhauseshervorgeht,abzu-
lehnen, hat der Abg. Vaerst den Antrag gestellt, das

ganze Militairbudget aus dem ordentlichenBudget ab-

zusetzen,und der Regierung eine Summe, welche an-

nähernd den von ihr gefordertenBetrag erreicht, in

Pausch und Bogen zur Verwendungfür militairische
Zwecke zu bewilligen.

Dieser Antrag muß als ein sehr glücklicherbezeichnet
werden, denn er gewährteinerseits der Regierung die

Mittel, in den militairischenAusrüstungenungehindert
fortfahrenzu können, und andererseitswirddas Abge-
ordnetenhausnicht in die Lage ver etzt,Im Ordinarium
Gelder für Einrichtungen zu gewahren, die noch der

gesetzlichenGrundlage entbehren Wenn trotzdemBlätter,
die sich den Anscheingeben«als ob sie allein den Staat

vertheidigen, und als ob In ihren Spalten allein das

Heil Preußens gepredigt werde, fortwährenddavon

sprechen,wie unmöglichein Eingehen der Regierungauf
den Vaerst’schenAntrag sei, wie die Regierung einfach
die Bewilligung des Militair-Etats im ordent-

lichenBudgetfordernmüsse,so zeigen sie dadurch, daß
sie mit dieser Bewilligung nicht der Regierung das



nothwendigeGeld zur Verfügungstellenwollen, sondern
daß es ihnen hauptsächlichdarauf«ankommt, von dem

Abgeordnetenhauseshintenherum eine Anerkennungder

MilitaixeReorganisationzu erlangenSolcheAnerkennung
hintenherumscheintuns abernichtder preußischenVolks-

vertretungangemessenzu sein.
Einen gndern Vorschlag zur Behandlung dieser

Sache hat der Abg. Waldeckgemacht. Er beantragt,
bei Berathung des Militair-Etats folgendeResolution
anzunehmen:
»DasHaus der Abgeordneten erkennt in Beziehung

auf «di»eHeerespslicht,die HeeressVerfassung und den
Milliar- Etat folgende Grundsätze als leitende an:

1) Die allgemeineWehrpflicht ohne Stellvertretung ist
die Grundlage des preußischenHeeres-Systems, die Er-

füllungdieser Pflicht im stehendenHeere und in der

Landwehr ist in Gemäßheit des Artikels 34 und 35 der

Verfassung durch das Gesetz vom Z· September 1814

geregelt. 2) Die Bestimmungen dieses Gesetzes können
nur im Wege der Gesetzgebung geändertwerden« Die

gesetzlicheDienstzeit im Heere beträgt 5 Jahre (§ 5, 6
des Gesetzes vom Z. September 1814). Die Erhöhung
dieser Dienstzeit «an7 Jahre und die dadurch herbei-

geführtegänzlicheVeränderung
des Landwehrsystems

edurfte also zu ihrer Gilti keit der Zustimmung der

Landesvertretung,welche zur Zeitnicht ertheilt ist. Z)
Die zu Fol e des § 3 des Gesetzes vom 3. September
1814 nach em jedesmali en Staatsverhältnisse zu be-

stimmende Stärke des tehenden Heeres kann nur

unter Zustimmung der Landesvertretung festgestellt wer-

den. 4) Ein Rekrutirungsgesetz und ein Heer-
Organisations-Gesetzist dringendesBedürfniß 5) Eine
weitere Entwickelung unseres Heerwesens im

volksthümlichen Sinne, welche zugleichden unab-,

weislichen volkswirthschaftlichenForderungen entspricht,
wird demselben auch in sden neu erworbenen Landes-

theilen, sowie im übri en Deutschland die allgemeine
Anerkennung sichern. azu gehört die Wiederher-
stellung der zweijährigen Präsenzzeit im ste-
henden Heere, die Erhaltung und Pflege der

Landwehr, die Beschränkung des Militä.r-Ge-
richtssStandes in Friedenszeiten auf militärische
Verbrechen nnd Vergehen, die nicht blos gesetzliche,son-
dern auch thatsächlicheGleichstellungaller Staatsbürger
in der Erlangung der Offiziersstellen jeden Ranges.
6) Da der Militäretat für 1867 die dem preußischen
Staat neu einverleibten Länder und die Staaten des

norddeutschenBundes nicht mit umfaßt, so trägt der-

selbe einen wesentlichprovisorischenCharacter. Die Art
und Weise der- Prüfung und Festsetzungdieses Etats
schließtkeinen Verzicht auf die unter 1 bis 3 in

Bezug auf die künftige definitive Organisation des

Peeresgedachten, der preußischenLandesvertretungzu-
tehendenRechte und kein Zugeständniß in sich.«

So sehr wir auch mit den Grundsätzeneinverstan-
den sind, welche der Abg. Waldeck in dieser Resolution
ausgesprochenhat, und so sehr wir auch hoffen, daß in

nicht allzuferner Zeit diese Grundsätzebei der endgilti-
gen GestaltungunseresHeerwesenszur Geltung kommen

werden, so müssenwir doch gestehen,daß wir den Vor-

schlagdes Abg. v. Vaerst für einfacherund zweckent-
sprechender halten. Die Bewilligung der einzelnen

Posten des Militair-Etats zu den ein elnen,»bestimm

angegebenenZweckenwird spätertrotz a en Resolutione
un Vorbehalten immer als ein Beweis angeführtwer

den, daß man die Militair-Peorganisationals zu Reck-
bestehendanerkannt habe,wahrend»ineiner solchenBc

willignng eines Panschquantums fur militairischeZwecl
kein Mensch eine Anerkennung von Einzelnheiten ei

blicken kann.
Wir hoffen daher, daß das Abgeordnetenhausde

Antrag des Abg. von Vaerst annimmt. Möge esaußei
dem noch einmal in einer Resolution die Prinzipien de

Staatsregierung gegenüber aussprechen, welche e

der Gestaltung der Armee des norddeutschenBunde

zu Grunde gelegt wissen will, es wird dadurch, wen-

es auch weiter nichts erreicht, dem Parlament des noris

deutschen Bundes einen Fingerzeig für sein Verhalten
in dieser Frage geben.

"

PDIMfche Wochenschau.
Preußen. Das Abgeordnetenhaus hielt am 26. Nor

eine Sitzung, welche nicht der Vorberathung des Budgc
gewidmet war. Jn derselbenbeschloßzuerst das Haus, da

die Kommission zur Vorberathung des Dotationsgefetze
ihre Verhandlungen geheim führensolle; es wird -nur voi
Abg. Frentzel dagegen gesprochen,weil, wie er meint, «diesi
Gesetz gerade recht öffentlichbehandelt werden müsse, indef
es in der ländlichenBevölkerungausfällt,daß, währendfi-
die Generale Dotationen in Aussicht stehen, die Steuerzahlk

-in den ländlichenKreisen wegen der durch ihre Mobilmachun
rückständiggebliebenenSteuern exekntirtwerden. « Das Han
nimmt darauf das Gesetzan,-betresfend die Abänderungde

§ 6. des Gesetzesvom 21. Mai 1861 über die anderweitig
Regelung der Grundsteuer und die Uebernahrn
der Grundsteuer-Veranschlagungskosten auf di

Staatskasse. »

Jn den anderen vierSitzungen,welchedas Abgeordneten
haus außerdemnoch m der vorigen Woche ehalten hat, un

welche je sechs Stunden in Anspruch na men, beschäftigt
sich das Haus mit der Vorberathung des Staatshaut
haltsgesetzes für 1867.

»

Bei der Berathung des Etats des FinanziMini
steriums beantragteder Abg. Duncker die schon läng
versprocheneRegelung des Pensionsgesetzes. Dr

Ministerverspricht,diese Frage in Anregung zu bringei
Zu einer lebhaftenDebatte gab die von der Regierun«i-
Etatö geforderte Besetznng der Stellen zweier neuer ir
gentenstellenbei der Regierung zn Gnmbinnen und Oppelt
Der Abg. v. Unruh spricht besonders aus dem Grunded-.

gegen, weil das ganze VerwaltuugssystemTeokgamllxt»Werk?
muß, und man nicht das alte System durch Einrichtnn
neuer Stellen stärkenmüsse. Die Zahl der Beamten mus-
uothwendigverringert werden, um denen, welche im »Diens·
bleiben, ein ausreichendes Gehalt zu geben. Es musse ei

großerTheil der Geschäfte;welchejetzt den Regierungeno!

liegen, auf die Kommunen ubertragenwerden, uni das Prinz
der Selbstverwaltung zur vollen Geltung zn bringen.

Der Abg. Richter spricht gegen die Forderung,we

durch solche Stellen den Schulen nicht ausgeholfenwert

wie man es bezwecke; fordere man zur Errichtungpi-
Schnlen und znr Verbesserung der Stellung der Lehrer lich
so wolle er es gern bewilligen Der Abg. Potoms:
spricht für die Bewilligung, ebenso Graf Schwerin, welch
zwar den Ausführungenüber die nothwendigeReorganisatio



der Verwaltung beistimmt, aber die Besetzimg dieser Helden

Stellen für nothwendig hält; er meint, den·Umfangder

Geschäfte,und die Nothwendigkeitder Heranziehungneuer

Arbeitskräfte könne nur der betreffende»RessVVVMWlstePbe-

urtheilen. Der Finanzininift er meint, WeUU de?Zwanz-
minister in die Kreiruiig zweier neuer Stellen»willsge,so
könne man überzeugtfein, daß diesenothwendigsei.»Der

Abg. Krieger (Gosdapp) hältes sur geboten, eine fur»un-

zweckmäßigerkannte Organisationnicht noch durchHinzu-
führunqneuer Elemente zu starken. Was-diesireirungeiner

neuen Stelle bei der Regierung in Guinbinnen anbetrifft, so
erinnere er daran, daß der Dezernent in Schulsachenin
Gumbinnen, dessen Arbeitslast so sehr groß sein sollzder-
selbe Ober-Reg.-Rath Siehe ist, dessen aiigestrengtepolitische
Thätigkeitbei den Wahlen im Abgeordnetenhaufeaussuhrlich
erörtert worden ist. Der Abg. Vincke (Hagen) halt auch
eine neue Organisation für dringend geboten, aber eine solche
könne doch nicht gleichins Leben treten, und deshalb mußte
man diese Stellen doch vorläufigbesessen.Nachdem noch
der Kultus-Minister v. Mühler für die Forderung
gesprochen,wird die ganze geforderte Summe bei nament-
licher Abstimmung mit 146 gegen 136 Stimmen bewilligt.

Von den weiteren Posten dieses Etats giebt zuerst die

Forderung von 300,000 Thalern sur das Haupt-
NExtraordinarium zu einer lebhaftenDebatte Anlaß.
Ein Antrag von Duncker auf Streichiing dieser Position
wird abgelehnt, dagegen ein Antrag von Bockuin-Dolffs,
daß die Suinnie von 300,000 Thit. zwar zu bewilligen sei,
daß aber die Regierung verpflichtetsein soll, dafür die nach-

·

trägliche Genehmigung des Abgeordnetenhauses
einzuholen, niit 1-l-2 gegen 141 Stimmen angenommen.
Es stimmen für den Antrag alle Abgeordnetender Fort-
schrittspartei, die Nationaleii (mit Ausna me des Abgeordneten
MichaeIiOs das linke die Polen und die

Katholiken.
Sehr lebhaft war die Debatte über die Position, welche

die Beamten-Besoldungen feststellt.
Es ist im Etat eine Mehrausgabe zur Verbesserung

d er Beamten-Besoldungen in der Summe von 1,030,200
T lr. ausgesetzt Der Netz-Kommissarrechtfertigtdie ein-

ze neu Positioiien, besondersdie Forderungvon 50,000 Thlr.
zur Verbesserung der Ministergehalte und der Besoldung
anderer höhererBeamten.

«

Ueber den Antrag, einen Normal-Etat aufzustellen,
welcherdurchgängigdie Gehaltsverbesserungeneinführt,äußert
er sich dahin, daß die Regierung zwar auf die Verbesserung
der Besoldungenaller Beamtenernstlichbedachtsei, aber bei

einer solchenAiifstellung keinen Zwecksehen könne,da solcher
Normal-Etat schon vor dem Juölebentteteti vielleicht nicht
niehr den VerhältnissenentsprechenWerde-Der Reg.-Koinm.
giebt zum Schluß noch eine Vergleichungder Beamten-
Gehalte in den alten nnd deii tseUeUProviuzen, um zu zei-
tleUs daß die Behauptung, die Beamten iii den neuen

Provsnzenständensich bess(«r,nicht in allen Fällen gerecht-
ertiss sci.

,

«

Der Abg. Duncker beantragt, die »50,000Thaler für
Ple«Vei-besserungder Besoldungen der hoheren Beamten zu
lilelcheihund diese Summe lieber dazu zu verwenden, bei
einein Theile der Unterbeamten die Verbesserungnicht erst
am I- APYEL sondern schon ani l. Januar eintreten zu
las ein« Er meint, die hochbesoldeteuBeamten könnten war-

ten, die Bedürfnisseder Unterbeainten vollständigbefrie-
digt seien.»Der Abg. Wedell vertheidigt die Forderung
wegen Aufstellung eines Nornial-Etats, zieht aber seinen An-
trag anf Aufstellung eines solchenzurück. Er meint, man

Zentrum ,

stehe vor der Alternative: entweder ist die großeZahl der
Beamten anothwendi, dann muß auch das ausreichende
Gehalt sur sie ges affen werden, oder man muß die Zahl
der Beamten vermindern. Das letztere verlangt eine

Reorganisationunserer Verwaltung, und er empfiehlt der

Regierung diesen Gesichtspunktzur ernstlichenErwägung.
Der Abg. Twesten führt aus, wie in den neuerworbes

nen Länderndie Beamtenmeist besser ständen,man mü e

zur VerglelchUUgMcht den RFmgsondern den Wirkungskreis
MS Auge fassen-

EV Vekmlßt unter den Beamten, deren

Gehalt verbe ert werden»soll,die Landbriefträger.Nach
seiner Ansicht«it die Erhohungdes Gehaltes der höheren
Beamten sachli gerechtfertigt,aber man könne damit sehr
wohl noch ein Jahr·warten. Der Minister des Jnnern,
Graf Eulenburg giebt zu,»daß die Besoldungenin vielen
Stellen noch unzureichendseien, aber er rechtfertigtdie ver-

langten Aufbesserunen in den höherenStellen. Auch er

erkennt, daß die Laski,,welche dem Budget durch hinreichende
Besoldung erwächst,eine sehr großeist, aber er glaubt nicht,
daß eine durchgreifendeVerminderung der Beamten durch
eine Dezentralisationherbeigeführtwerde, in anderen Ländern
habe sich dies wenigstensnicht gezeigt;aber trotzdem soll das
Augenmerk der

Rågierung,nicht in Hinblick auf das Budget,
sondern in Hinbli auf ie Verwaltun , auf eine Vermin-
derung der Beamten gerichtet sein. uch er hält einzelne,
ihrer vollen VerantwortlichkeitsichbewußteBeamte für besser,
als schlechtbesoldeteKollegien, wo keiner selbst die Verant-
wortung hat.

Die AbgeordnetenP. Kassel und v. Vincke sprachen
außerdemnoch für die Bewilligung der Regierungsforderung,
erstererpreist die Landräthe,welchesich iin Kriegebewährt
haben, letzterer die Kreisrichter, welcheim Volke das Gefühl
des Rechtes wach erufen haben, welches in diesem Kriege sich
bewährt habe. DieAbgeordneten Rohdeii und Waldeck
sprachen für den Dunckerschen Antrag, letzterer schildert in
eingehenderWeise die Noth der Unterbeamten; man spreche
immer davon, daß sichzu den Stellen stets Bewerber finden,
aber man sehe nicht, wie viele bei dem kär lichen Gehalt zu
Grunde gehen. Es wird darauf der Lutrag des Abg.
Duncker mit 156 gegen 137 Stimmen angenommen. Zur

Einleitungder Berathung über den Etat des Justiz-
ministeriums gab der Abg. Laster eine Kritik der Ver-

waltungdes Justizministers. Er tadelt, daß in keiner Be-
ziehung dem Verlangen nach Schasfung neuer Gesetze,wel« e

zur Herstellung einer Rechtseinheitnothwendig seien, Re -

nung etragen sei,.er tadelt die Thätigkeitdes Ministers als

Syndi s des Ministeriums und er tadelt ein ehend seine
Thätigkeitals Zentrum der Justizverwaltung,we cheThätig-
keit ifich ganz besonders bei der Besetzung der einzelnen
Stellen bemerkbar macht. Er meint,»wenn der Minister
sichden großenAufgaben der Zeit nicht fur gewachsenhalte, so
möge er den Patriotismus der Entsagung ausüben. Der

JUftizminifter rechtfertigt sich»gegen die ihm gemachten
Vorwürfe;was speziell die Vorwurfegegen seine Thäti keit
als Zentrum der Verwaltung betrifft, so führter au, er abe

gesagt, nnd an dieser Auffassunghalte er fest, daß Oppo-
sition egen die Re ierung ur einen Richter nicht zulässig
sei, un er habe dieseWorte auch in Thaten unigesetzt.

Der Abg. Waldeck meint, es müssebei uns vor alleiii

das Kriminalverfahren geändertwerden, vor Allem müsse
man die Schärfungder Strafe durch die Appellation wieder

abfchaffen. Auch heut kann bei uns ein freisprechendes
Verdikt der Geschwornennichtangefochtenwerden, ebensomuß
auch ein freisprechendesUrtheil jedes Geri tshofes unantast-
bar sein. Damit wird man auch das Jn titut der Staats-



anwaltschaft heben. Fügt man zur Abs chaffung der
Appellation von Seiten der Staatsanwaltschaft
die Ueberweisungder politischenProzessean Geschworneund die

Abschassungder Disziplinargesetzgebung,so schafft man die

Grundlagezu dem Vertrauen der neuen Provinzen zu Preußen.
Kann denn dies nicht geschehen?ist denn in solchen Dingen
irgend etwas vorhanden,worin die Parteien auseinander

gingen? Alle haben ein Interesse an unabhängigencharak-
terfeften Richtern.

Abg. Hauschteck meint, man müsse die Unabhängigkeit
des Richterstandesdadurchfördern, daß man ihm die Ver-

waltungsgeschafte,für welche eine großeVerantwortlichkeit
auf ihm laste,abnehme. Abg. Lesse hält die Freigebung
der Advo atur für nothwendig, jetzt ist das Richteramt
ein Durch angsstadium zur Advokatur, eigentlichmüssees
um ekehrtgseimVon den weiteren Rednern führen wir nur

no den Abg. v. Gerlach an, welcherge en die Bewilli-
gung spricht, weil er einen Minister, der nichtdie Mittel ge-
funden habe, Richter wie Twesten, Lasker und andre aus

ihrerStelle zu entfernen, kein Geld bewilligenwolle. (Nach
einer spätern Bemerkun des Abg. Twesten, daß seit dem
Eintritt des Gr. Lippe in sein Amt als Justizministerkein
Moment gewesensei, wo nicht eine Untersuchunggegen ihn
geschwebthabe, erklärt sichder Abg. v. Gerlach für befrie-
digt durch die Thätigkeitdes Jiistizministers). Die einzelnen

Festendes Etats wurden ohne wesentlicheDiskussionerle-

ig .

Bei der Berathung über den Etat des Ministeriums
des Jnnern sprechendie Abgeordnetenv. Unruh, v. Hennig,
v. Carlowitz, v. Hoverbeck und Virchow sehr lebhaft
gegen das Prinzip, welches in der Verwaltung des Ministe-
riums des Jnnern maßgebend sei.- Sie ühren aus, daß
eine so revolutionaire Politik, wie sie na außen hin ver-

folgt werde, auf die Dauer nichtdurchführbarsei, wenn nicht
das Land im Jnnern durch eine liberale Regierung gekräf-tigt werde, wenn nicht das Band, welches die neuen änder

mit uns verbindet, dur liberale Maßregelngefestigt werde.
Der Minister des nnern weis’t sehr energisch alle
Gedanken einer Verschiedenheitin den Auffassungen der ein-

zelnen Minister zurück. Was die ge en die Nichtbestätjgung
der Kommunalbeamten gerichteten orwürfe betrifft, so er-

klärt er,;daß er im Prinzip egen das Bestätigungsrechtder

Regierung sei, aber da die
Rierunges einmal habe, so

müssesie es auch anwenden.- ach seiner Meinung wäre es

am besten, wenn die Regierung für die Stelle des Bürger-
meisters und vielleicht des ersten Beigeordneten einen von

drei ihr präsentirtenKandidaten bestätige,und wenn alle
andern Kommunalbeamten frei gewähltwürden.

Dem Abgeordnetenhausesind die Friedensverträge
mit Sachsen, HessensDarmstadtund Meiningen zur Kennt-
nißnahmemitgetheiltworden.

l ltDasHerrenhaus hat am 26. Nov. eine Sitzung ge-
)a en.

«

Im Hinblick auf die Wahlen zumnorddeutschen
Parlament hat in Berlin eine Anzahl von Männern fol-
genden Aufruf erlassen:

Die denkwürdigenEreignise diesesJahres haben der na-

tionalen EntwicklunDeutschlandseine neue Bahn an-

ewiesen. Die Bevö kerungwird durch die Ausschreibungder

ahlen zum norddeutschen Parlament in Kürze auf-
gerufen werden, an der»Neugestaltungdes Vaterlandes thätig
mitzuwirken. Alle Männerliberaler und nationaler Gesin-
nung sind darum verpflichtet,nach besten Kräften zu wirken,
daß in den durch das Wahl-Gesetz angeordneten all-

gemeinen und direkten Wahlen der Wille des Volkes zu
s-

«

seinem wahren Ausdruck gelange. Bei der Neuheit der
direkten Wahlen wird es ihrer energischenThäti keit be-

dürfen, damit nicht durch den Einfluß der entgegenstehenden
Parteien eine für die Geschickeunserer Nation verhängnisivolb
Zusammensetzungdes Parlaments bewirkt werde-

Die Unterzeichneten sind deshalb zu einein Central-
Wahleomite zusammengetreten- um in dein ganze-: Ge-
biete des norddeutschen Bundes die freie Vereinsthäsigkeit
für die Wahlen zum Parlament anzuregeu nnd sich den ein-
zelnen Kreis-Komites als Vermittler für die gemeinsamen
Angelegenheitenund Interessen anzubieten.

Nach den Waffenerfolgendes preußischenHeeres kann
über den Beruf Preußens zur Führerschastin dem zu er-

richtenden nationalen Gemeinwesen kein Streit mehr sein.
Damit ist ein großerSchritt gethan zur Erreichung des

Zieles, welches die nationale Partei seit Jahren erstrebt hat.
Aber die preußischeRegierung allein hat es nicht vermocht,
den berechtigtenAnspruch der ganzen deutschen Nation auf
Einigun zu verwirklichen Sie hat ihre Aufgabe daran
beschränt, den norddeutschen Bund herzustellenund für diesen
ein Parlament zu schaffen. Am Volke wird es nun sein,
durch das Parlament den norddeiitschenBund derart zu ge-
stalten, daß derselbe baldigst zum Gesanimtstaat deutscher
Nation erweitert werden könne.

. Hierzugehört auf der einen
Seite die Uebertragung einer wirklichenRegierungsgewaltan

die Krone Preußens in Bezug auf die inilitärischen,
diplomatischen,Zoll-, Handels- und Verkehrs-Angeleenheiten,
auf der anderen Seite sind dem Parlainente in Blezugauf
Budget und Gesetzgebungdes neuen Bundes entscheidende
Befugnisse,dem Volke ein gemeinsamesdeutsches Bürger-
recht und die Selbstverwaltung in allen nicht gemeinsamen
Angelegenheiten sicher zu stellen.

Die Einheit,«die Freiheit und die Größe unseres
deutschenVaterlandes ist also unser Ziel. Mit Männern,
die dieses Ziel auf dein Boden der einmal gegebenen
Thatsach en mit uns erstreben wollen, sind wir bereit in

rüfti er Arbeit vorzugehen, unbekümmert um solcheMeinungs-
vers iedenheiten, welche in der Erreichung des großenge-
meinsamen Zielesihre Ausgleichungfinden werden.

Jndem wir an alle Gesinnungsgenossendie Aufforderung
ergehen lassen, die Vorbereitungen zum Wahlgeschäft,weil
diese lang und mühevollsind, schon jetzt in die Hand zu
nehmen, bitten wir sie, überall und zwar in jedem landräths
lichen Kreise Preußens und in den entsprechendenBezirken
der andern Staaten des norddeutschenBundes sofort Wahl-
komltes zu gründenund uns, sobald Eies geschehen,davon zu
benachrichtigen.Wir unsererseits werden bemühtsein, diesen
Komites da, wo es gewünschtwird, mit Rath und That
zur Seite zu stehen.

Zur Erledigung der uns obliegendenGeschäftehaben wir
aus unserer Mitte einen geschäftsleitendenAusschußnieder-

gesetzt. Derselbe besteht aus den Herren: Dr. Loewe-Calbe
als Vorsitzenden Franz Duncker als Stellvertreter desselben.
L. ParisiussGardelegen als Schriftführer.Dr. Langerhans,
Prince-Smith, H. Range, Schröder,v. Unruh und Dr.

Virchow, und hat den Herrn L· Parisius-Gardelegen (Berlin,
DresdenerstraßeNr. 115) mit der Führungder Korrespon-
denz beauftragt, an welchendeshalb alle aus«-dieParlaments-
wahlen bezüglichenMittheilungen zu richten sind.

Berlin, den 12. November 1866.

Wir hoffen, daßsichallenthalben eine recht großeThätigs
keit der liberalen Partei zeigen wird.

Graf Bismarck ist wieder in Berlin eingetroffen,Herr
v. Roon wird nächstenserwartet. Der Finanzniinistcr v-; d.

--— -» - --»HtM Plage-,



Beilagezu Nr. 48. der »Verfassung«vom 3. Dezember1866.
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b eord-
F e dt it am Donnerstag nach der Sitzung Im A g

iäteeihausiheftig erkrankt; möglich,daß der laugSeAilikseitithast
in der schlechtenLuft im Hause einen«Theil·dei»chu ragk.

Italien. Wie es heißt,wird die Kaiserinvon »Frau-
reich nächstensnach Rom kommen, um eine Anssohnung
zwischendein Papst und der italienischenRegierung herbeizu-
führen.— Die französischenTruppen treffen alle Vorberei-

tungen, um am 15. d. M. Rom zu verlassen.· d
England. Die Versuche der Fenifer, einen»«Ausstan

in Jiland herbeizuführen,wiederholen sich fortwahrend,»so
daß man anfängt, sehr ernstlicheBesorgnissein dieser Bezie-

hung zu hegen-

Neueste Nachrichten.
D ffi»

o el Sonnabend, 1. Dezember. »ieo
-

ziellkiiogsgautiiiiäiepbeübachtenin neuesten-ZeitTuber»die Ver-
hältnissein Kandia Stillschweigen. Die vollstandigePazisi-
kation dieses Landes wird bezweifelt. Die den Jusurgenten
zur Unterwerfung gesetzteFrist ist abgelauerunddie Klarripfe
sollen wieder be»oniienhaben. Die zum Tode verurtheiCtzen
Jnsurgenten hogembegnadit z»U«Wel’dEU,da ilch dls e-

sandten Rußlands und der ereinigten Staaten von Nord-

amerika für sie verwandt haben sollen.

Florenz, Sonnabend 1. Dezember-zJn Folge des heu-
tiges Verhörs vor der Senatskommission wiiide Admiral

Persano im Senatslokal in Haft genommen» « , .

Ein Rundschreibendes Finauzniinistersregelt die Zinsen-
zahlung der italienischenRente fiir Januar.

»

Die »Jtalie« s reibt: Aus Rom eingetro ene Nachrich:
ten verstäikendie efür«tungen, daß die kerikale Partei

Uiiruhen hervorrufen»möc)te,uiu den Papst zn einem außer-

ften Entschlußzu drangen.

Der norddeutfchefkiBnndesstnat Und feine Ver-

fassung.
In kurzer Zeit werden die Vertreter der Regierungen

Norddiiitschlands zusammentreten,um den Verfassungsents
iviirf festzustellen,der dein norddeutscheuParlament zur Be-
rathnng und Beschlußfassungvorgelegt werden soll. Es ist
vorauszusehen, daß die Vertreter der Regierunien vorzugs-

weise solche Bestimmungen in den»Entwurf ausnehmenwer-

den, welche dieRechte der Regierungen sichern, und es
wird daher Sache des Volkes sei»11,zu seinen Vertretern in

das Parlament solchePersonenzu wahlen,welchediesemEntwurf
gegenüberdahin streben,die«Rechtedes Volkes zur vollen

Geltung zu bringen. Damit dies aber auch geschehenkann,
ist es nothwendig, sich klar zu machen, welche Rechte das

Volk nnd seine Vertreter haben sollen, und in welcher
Weise diese Rechte zur Geltung kommen sollen.

Zuerst Und vor Allem müssendem Volke jene allge-
MeiNEU FreiheitM garantirt werden, welche demselben
eigentlich M Jedem»verfassungsmäßigenStaate zustehen
sollen- Und deren Velchxänkungda, wo sie noch vorhanden
ists stets zeigt'sdaß Ple ileberlieferungendes Atsoliitismus
Noch nicht ganz abgeschafftsind. Es sind dies vor allem

Was Vereinsrechk, die Preßfreiheit, die Zuweisung
allerpolitischen Prozesse an Geschwokeuengerichte.
Diese Rechte müssendem Volke durch die Centralbehörde

daß kein Einzelstaat dieselbenseinen Bürgernentziehenkann.
Au diesegleichsampolitischenRechteschließensichdie mitth-

schaftlichenRechte»an, nämlichdie Freizügigkeit, die

Gewerbefreiheit und die vollständigeVerkehrsfreis
heit im anzen Gebiet des norddeutschen Bundes. Nur
durch vollskiändigeErfüllun dieser Forderungen kann der
Wohlstand des Volkes in Norddeutschland zu seiner
vollen Entwicklung kommen.

Wenn aber solcheEntwicklundes Volkswohlstaudes das
Volk auch fähige-:macht, die asten des Staates zu
tragen, so liegt es nahe, daß dem Volke auch in der aller-
forniellsten Weise das Recht gewährleistetwerden muß, eine
entscheidende Stimme zu haben bei Feststellun der
Art und Weise, wie das durch Steuern aufge rachte
Geld verwandt werden muß.

Hierbei wird sichnun eine besondereSchwieri keit heraus-
stellen in der Art und Weise, wie die in den Einzelstaaten
erhobeneu Steuern vertleilt werden sollen zur Befriedigung
der Bedürfnissedes Gesammtstaatesund der Ein elstaaien.
Wenn das norddeutscheParlament überhaupteine edeutung
haben soll, so muß in dieser Beziehung eine Anordnung ge-
troffen werden, welche den Gesammtstaat und die Bundes-
gewalt in den Angelegenheiten,welche sie im Interesse und

zur Sicherheit und Wohlfahrt der Einzelstaaten zu besor en

hat, vollständig unabhängig stellt von dem guten Wi en

der Einzel-Regierungen, resp. der Volksvertretungender

Einzelstaaten,
Es muß zu diesem Zweckeder Zentral-Gewalt und dem

Parlamente das Recht eingeräumtwerden, zur Deckungdieser
Bedürfnisse,welcheallerdingsin der

Verfassungganz genau

begrenzt sein müssen,Steuern auszus reiben, welche
im anzen Umfange des»norddeutfchenBundes gleichmäßi
erho en werden müssen, ohne daß irgend ein Einspruch
dagegen

erlaubt ist. Nur indem man dies thut, giebt man

d r entralgewalt die Macht, welche sie haben muß,wenn sie
nach außen als Regierung eines Staates austreten soll, und
wenn sie im Stande sein soll, die Jutere en des ganzen
Bundesgebietes in energischerWeise wahrzunemen. Es wird

also Aufgabe des Parlamentes sein, von vornherein die-

jenigen Steuern zu bezeichnen,deren Ertrag in die Kassen
der Zentralgewaltfließensoll, und das Parlament wird dann
dem künftigenAbgeordnetenhausedes norddeutschenBundes

das Recht wagrenmüssen,alljährlich
die Summe fest ustellen,

bis zu diren öhe ene Steuern erhoben werden sollen,d. h.
es wird der Vol sveitretung im Bund das Recht der
Steuerbewilligung und der Steuerkontingentirung
gegebenwerden müssen. Auf diese Weise wird gleichzeitig
die«Zentralgewaltunabhängighingestellt von dem guten
Willen der Einzelstaaten nnd es dwerdendie Rechte des

Volkes gegenüberden Rechten dersResierungenzur vollen

Geltung gelan en, wie dies der Fall ein muß, wenn das

Ideal des deutschenVolksstaates aus dem Reich der Wünsche
in das des wirklichenLebens versetzt werden soll.

Wir haben hier nun die Freiheiten bezeichnet,welchedem

Volke vor allen durch die Verfassung des norddeutschen
Bundes gewahrt werden müssen,nnd das wesentlichsteRecht,
welches die künftigeVolksvertretungso wohl im Jnteresse
der Zen al-Regieruug als auch im Jntere se des gesammten
Volkes aben muß; wir werden noch oft elegenheithaben,
in weiterer Ausführungunsere Ansichtdarüber zu entwickeln,

. z welchesdie Stellung der Zentralgewalt sein mußund welche
des NorddeutichenVUUM m der Weile SakaklkikkWeldeni i RechteUnd Pflichten siehaben muß,wenn sie den Anforderun-

s
gen entsprechensoll, welche das Volk an sie zu stellenbe-

· rechtigt ist.



Anzeigvtem
Bei S. Hitzel in Leipzig ist so eben erschienen und in

derAmelang’schenSortimentssBuchhandlung(R. Gärtner),
Leipzigerstraße 133 vorräthig:

StuntengesriixrlifitteLeier-nieneiitenZeit-.
er Band.

Geschichteder Türkei
von dem Siege der Reform im Jahre 1826 bis zum Pariser

«

Tractat vom Jahre 1856.
«

,
Von GO NoscnO

Jn ZweiTheilen. Erster Theil: Von der Vertil ung der

anltscharen bis
zum

Tode Machmuds II. 303 Seitentu
großOctav: Pre s 1 Thlr.

Die früherenBände der Staatengeschichte enthalten:
1. 2. Geschichte Frankreichs von 1814 bis 1852. Von A.

L. v. Ro au. 2 Theile. 1· Thlr. 28 Sgr.
3. 4. 5. Ges ichte Jtaliens von Gründung der regierenden

Dynastien bis zur Gegenwart. Von Hermann Reuchlin.
2 Theile in 3 Abtheilungen. 2 Thlr. 18 Sgr.

6. Geschichte Oesterreichs seit dem Wiener Frieden 1809.
Von A. Springer. 1 Theil. 1 Thlr. 18 Sgr.

7.

GeschichteRußlands und der europäischenPolitik in den
Ja ren 1814— 1831. Von Th. v. Bernhardi. I. Theil.
I Thlr. 14 Sgr.

S. Geschichte Englands seit den Friedensschlüsen von 1814
Und 1815. Von R. Pauli. 1. Theil. 1 hl«r.15 Sgr.

9.
GeschichteSpaniens vom Ausbruch der französischenRevo-
lut on bis auf unsere Tage. Von H. Baumgarten.
l. Theil. 1 Thlr. 18 Sgr.

10. Geschi te Oesterreichs seit dem Wiener Frieden 1809.
Von .Springer. 2 Theile. 2 Thlr.
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Jm Verlage des Bibliographischen Instituts in O

Hildburghausenist soeben,auf Grund der neuesten poli- T
tischen Eintheiluugen, complet erschienen:

,

Meyers rosser Hand-Atlas
in 00 Karten, re igirt von L. Ravenftein· Jn Mappe e

121X2Thlr., gebunden 15 Thit. — Inhalt« 3 Astronom-
Karten. — 2 Bl. Allgem. Geographie. — 2 Bl. Europa.
— 4 Bl. PyrenäewHalbinseL — 5 Bl. Frankreich. — (-
4 Bl. Großbritannien und Jrland. — 3 Bl. Al en-

halhinsel. —- 3 Bl. Balkanhalbinsel — 9 Bl. Den ich-
land. — 16 Bl. Preußennnd der nordd. Bund. — 6Bl.

südd. Staaten. —- 9. Bl. Oesterreich. — 1 Bl. Central-
alpenland. —- 1 Bl. Niederlande. —- 1 Bl. Dänische
Halbinsel. — 3 Bl. Skandinav. Halbinsel. ——15: Bl.

Europ. Rußland. — 9 Bl. Asien. — 4 Bl. Afrika. —

8 BL· Amerika. —- 2. Bl. Australien. — 6. Bl. Stati-

stische Tafeln.

Meyer’s kleiner Hand-Atlas,
Aus abe für Preußen und die norddeutschenBun-
desstaatenin 33 Karten. Gebunden 474 Thlr. —

Inhalt: 1 Erdkarte — 6 Erdtheilkarten. — 11 Europ.
Staatenkarten. — Deutschland in 4 Bl. — 10 Preuß.
Provinzialblätter. — 6 Bl. Statistische Tafeln.

NB. Diese-sind jetzt die einzigen vollständigenKarten-
werke, welche die wichtigen Veränderungen der neuesten
Zeit bereits in sich aufgenommen haben.
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Neuer Verlag von Theobald Grieben in Verlin, vor-

räihig bei F. Geelhaar, Breite

SAtraßes23:f G

«

’ nwei un ür as-Con«u-Wle menten, Inöglichstviel das
zu sparen, nebst Belehrung über Einrichtung und Betrieb von

Steinkohlen-Gaswerken. Von F. Bis choff, Baumeister.
2. Auflage, mit 38 Abbildungen. 10 Sgr.
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Im Verlage von Friedrich Fleischer in Leipzig ek-

schien so eben und in Mittlerfs Sortiment·s-B:1chhqnd-»He

lung (A. Bath) in Berlin, Schloßfreihcit 7, zu :-
Z

Zhabenn m » .
o» .

es Schweden-sPolitiknnd Hin-lege
Ez-

in den Jahren 1808 1814
«vorziiglichunter Leitun» des Kronprinzen Carl Johann.

Z Von . Schwederus.
2 Bände mit 2 Schlachtenplänen. Preis 4 Thlr.
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Diese Lebensversicherungs-Gesellschafteröffnetmit Beginn
»

des nächstenJahres ihr Geschäft.
. Es werden in allen Städten nnd Kreisen Preußens und
- Deutschlands Hanpt-Agenten ernannt, welche nur mit der
'

Direktion korrespondiren und berechtigt sind, IlntersAgenten
I anzustellen · « » ·

Bewerbuugen Rum
diese emktsttgklchenStellungen werden

·

«

abe von e eren· en er e en anmltAng f zDieDirektion
in Berlin, Charlottenstraße 9.
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Spielwerke
mit 4 bis 48 Stücken, worunter Prachtwerke mit

Glockensptel, Trommelund Glockenspiel, mit Him-
melsstimmen, mit Mandolineu , mit Expkessipn &c·

Ferner:
»

Spicldofen
mit 2 bis 12 Stücken, worunter welchemit Necessaires,
Ei arrentempel, Schweizerhauschen, Photogra-
phie - Albums, Schreibzeuge, Ctgarren - Etuis,
Tabacksdosen, Nähtischchen, tanzende Puppen,
Alles mit Musik. Stets das Neueste empfiehlt

Je Ho in Beruf END-Ucc-

W Diese Werke, die mit ihren lieblichen Tönen jedes

Gemiith erheitern, sollten in keinem Salon und an keinem
Krankenbette fehlen. Lager von fertigen Stücken. —- Repa-
raturen..
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Gesenakts-Verlegang. D
Den verkan unserer Neasilber -!, vesilbertess und FEJI

Alkenitlwbvnaren haben wir von der seltlosskreilseit
Nr. 5 nach dem

Neu - Gebäude
« vissäsvis dem Königliche-I seltloss und den blies-elek-

selten Iliiltlen verlegt.
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Neusjlbor - Fabrik.

Weihnachtswandernngen
Diejenigen, welche Interesse an NähmaschinenhabcinYOU-eine

solche z. Weihnachtkaufen wollen, werden z. Besuchv. kicl1in11nts
Nähmaschinenfabriknnd Lager, Tanbenstc. 6, eingpiadcn Inqn

findet dort die bekannten Schmidt’schenNähniaschincnderen

LeistungsfähigkeitUnd prakt. Branchbarkeit für Hausgebrauch und

Erwerb seit Jahren anerkannt ist, in verschiedensterAnsstattung,
zum festen billigsten Preise, auch nimmt d. Fabrikant TheilzabL au.
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